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ZEITENWENDE
Europawahl 2019

Wahlen zum Europaparlament (EP) galten lange als irgendwie unbedeu-
tend und langweilig, bestenfalls als Möglichkeit, Denkzettel jedweder 
Art zu verteilen. Die diesjährige Europawahl könnte jedoch als Auslöser 
einer Zeitenwende in die Geschichte eingehen. Das ist auch notwendig, 
denn der Handlungsbedarf – nicht nur beim Klimaschutz – ist immens.

D ie Auswirkungen der Europa-
wahl 2019 sind vielfältig: Der 
Aufstieg der extremen Rechten 

in Europa ist gestoppt, die große Ko-
alition im EP verliert ihre Mehrheit 
und die politischen Verhältnisse in 
Deutschland sind ordentlich durch-
gerüttelt worden. Die große Koaliti-
on wankt und das nicht etwa wegen 
angeblicher Flüchtlingsströme, son-
dern wegen fehlender Antworten in 
der Klimapolitik. Merkels Prinzip der 
Alternativlosigkeit scheint am Ende 
zu sein. Wie in Andersens Märchen 
‚Des Kaisers neue Kleider‘ wird 
plötzlich offenbar, dass hinter den 
vielen Zeit- und Maßnahmenplänen, 
Kommissionen und Untersuchungs-
vorhaben oft nichts anderes steckt als 
die Angst vor unbequemen Entschei-
dungen. „Aber er hat ja gar nichts 
an“, ruft im Märchen das Kind beim 
Anblick des Kaisers und entlarvt 
das feine Gespinst wechselseitiger 

Schönrednerei. Die Kinder unserer 
Zeit heißen Greta oder Rezo und sie 
enthüllen in erfrischender Unbefan-
genheit den Reformstau Berliner und 
Brüsseler Politik.

Dem Aufstieg der extremen 
Rechten ist ein klares Stopp-Signal 
entgegengesetzt worden
Viele Prognosen im Vorfeld der Eu-
ropawahlen hatten einen starken 
Zuwachs der extremen Rechten vor-
hergesagt. Im Ergebnis gab es einen 
leichten Zuwachs, aber mitnichten 
eine große Stärkung. Im Gegenteil: 
Der Höhepunkt des Lagers aus Neo-
faschisten, Nationalisten, frustrierten 
Konservativen, Rassisten und Sexis-
ten, für den sich der verharmlosende 
Begriff der „Rechtspopulisten“ einge-
bürgert hat, scheint überschritten zu 
sein. Dazu haben Skandale wie die 
Ibiza-Affäre beigetragen, vor allem 
aber eine beeindruckende Mobili-

sierung sozialer Bewegungen gegen 
Nationalismus wie bei den „Ein Eu-
ropa für alle“-Demonstrationen in 
über 50 europäischen Städten. Der 
Einsatz hat sich gelohnt: Auch wenn 
die Ergebnisse in Italien und Frank-
reich nicht erfreulich sind, verfügt die 
extreme Rechte im neuen EP über 
nicht mehr als 15 Prozent der Sitze. 
Das ist kein Grund zum Jubeln, be-
deutet aber auch, dass ihre Existenz 
nicht mehr als Ausrede für man-
gelnden Mut herhalten kann. Denn 
so mancher fand es insgeheim auch 
ganz praktisch, dass im Angesichts 
von „Populismus“ technokratisches 
Durchwursteln nicht mehr gar so 
hässlich aussah.

Die große Koalition im 
Europaparlament hat  
keine Mehrheit mehr
Wer sich in der letzten Legislaturpe-
riode mit der Arbeit des EP beschäf-
tigt hat, konnte feststellen: Nichts 
lief ohne die aus der christdemokra-
tischen Europäischen Volkspartei 
(EVP) und der sozialdemokratischen 
S&D-Fraktion gebildete große Koa-
lition. Diese war zusammen mit der 

c
c

Se
ba

st
ia

n 
Sc

ho
ll 

(B
Y-

N
C-

N
D

 2
.0

)

Die jungen Menschen von Fridays For Future haben durch ihren Protest die Europawahl zur Klimawahl gemacht.

https://www.flickr.com/photos/cmdr/47935397473/
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konservativen Mehrheit in Rat und 
Kommission eine der Ursachen für 
Stillstand und Unbeweglichkeit in 
Europa.

Nun gibt es auch im neugewähl-
ten EP keine linke Mehrheit, aber 
die – noch nicht abgeschlossenen – 
Fraktionsbildungen lassen erwarten, 
dass die Anzahl der Sitze der S&D-
Fraktion, der liberalen Fraktion (um 
Macrons ‚La République En Marche‘ 
verstärkt), der stärker gewordenen 
Fraktion der GRÜNEN sowie der 
Linken nur knapp unter der Mehrheit 
liegen werden. Ihr Anteil liegt deut-
lich über dem von Christdemokraten 
und Konservativen und dies sogar so 
deutlich, dass Christdemokraten und 
Konservative nicht einmal mit Unter-
stützung der Rechtsextremen in der 
Lage wären, eine Mehrheit im EP zu 
erzielen.

Neben EVP und S&D wird es in 
Zukunft vor allem auf Liberale und 
Grüne ankommen. Der erste Lack-
mus-Test ist die Wahl der Kommissi-
onsspitze. Deshalb ist es alles andere 
als ein Zufall, dass die Kandidatin der 
Liberalen, Margrethe Vestager, nach 
der Wahl erklärt hat, sie sei bereit zur 
Kooperation mit allen, die den Willen 
zur Veränderung hätten. Bei der EVP 
habe sie diesen allerdings bisher nicht 
erkennen können. Dass Vestager 
auch bereit ist, sich mit Konzernen 
anzulegen, hat sie im Gegensatz zu 
ihren Vorgängern zudem mehrfach 
bewiesen. Das heute vorherrschende 
neoliberale Paradigma und die Poli-
tik der offenen Tür für Wirtschafts-
LobbyistInnen hat sich vor allem seit 
dem von 2004 bis 2014 amtierenden 
Kommissionspräsidenten Barroso 
durchgesetzt. Das war nicht immer 
so: In den Jahren 1985 bis 1995 wur-
den stattdessen viele der noch heute 
zentralen umweltrechtlichen Grund-
lagen der Europäischen Union durch 
die von dem französischen Sozialis-
ten Jacques Delors geführte Kom-
mission initiiert. Wo es nun hingeht, 
hängt von den politischen Mehrheits-
verhältnissen im Rat und im EP ab.

Das Europawahlergebnis kann 
zu einer Zäsur in der politischen 
Landschaft Deutschlands führen
Und damit wären wir bei dem dritten 
Punkt der Veränderungen durch die 
Europawahl: Die politische Land-
schaft in Deutschland – einem der 
wichtigsten Mitgliedsländer  – ist 
weit tiefer erschüttert worden als es 
oberflächlich erscheint. Dabei ist die 
Europawahl natürlich auch ein Spie-

gel der Aktionen von Fridays for Fu-
ture und der Auseinandersetzungen 
um Urheberrecht und Uploadfilter. 
Nicht nur vielen Jugendlichen ist vor 
Augen geführt worden, dass die aktu-
elle Politik keine Lösungen anbietet, 
die auch nur annähernd der Brisanz 
der vor uns liegenden Probleme ge-
recht werden.

Ein Blick hinter die Kulissen of-
fenbart das gesamte Ausmaß des 
Desasters. In der Gruppe der unter 
30-Jährigen lag allein das Ergebnis 
der GRÜNEN um 10 Prozent über 
dem zusammengerechneten Ergeb-
nis der Parteien der Großen Koaliti-
on (GRÜNE: 33 Prozent, CDU/CSU: 
13 Prozent, SPD: 10 Prozent). Und 
der Trend setzt sich in den älteren, 
klassisch im Berufsleben stehenden 
WählerInnen-Gruppen fort: Bei der 
Gesamtgruppe der unter 60-Jähri-
gen fällt die CDU erstmals hinter die 
GRÜNEN zurück. Erst mit Hilfe der 
Über-60-Jährigen rettet die CDU ih-
ren ersten Platz. Man muss kein Pro-
phet sein, um vorherzusagen, dass 
ein kollektiver Besuch der Fridays 
for Future-AktivistInnen und You-
TuberInnen in den Sommerferien bei 
Oma und Opa auch diese Bastion ins 
Wanken bringen dürfte.

Die Wahrnehmung Berliner Politik 
beginnt sich zu verändern: Wer nur 
redet und nicht liefert, wird zu Recht 
als Teil des Problems und nicht der 
Lösung angesehen. In vielen Berei-
chen bedarf es einer grundlegenden 
Kehrtwende. Zweifel sind erlaubt, ob 
die aktuelle Bundesregierung und die 
sie tragenden Parteien zu einem solch 
radikalen Wandel in der Lage sind. 
Bundeskanzlerin Merkel hat beim 
Ausstieg aus der Atomenergie schon 
einmal bewiesen, dass das nicht un-
möglich ist. Aber die Uhr tickt und 
die Frist läuft Ende des Jahres ab.

Umfassender Handlungsbedarf  
in Berlin und Brüssel
Dass es einer anderen Klimapoli-
tik bedarf, ist offensichtlich. Dazu 
gehört der Ausstieg aus der Kohle 
ebenso wie die Abkehr von der Behin-
derung erneuerbarer Energien. Die 
Energiepolitik der letzten Jahre hat 
versucht, Wind und Solar den Bedin-
gungen des alten Energiemarktes zu 
unterwerfen, anstatt umgekehrt. Sie 
hat nichts besser, aber vieles kompli-
zierter gemacht. Im Gegensatz dazu 
brauchen wir großzügige Eigenver-
brauchsregelungen wie sie das EP 
gegen den Widerstand der Bundes-
regierung im letzten Jahr durchset-

zen musste und eine Abkehr von der 
Ausschreibungspflicht.

Für die Verkehrswende braucht es 
den Mut, mit den Autokonzernen in 
den Konflikt über ihre verfehlte Un-
ternehmensstrategie zu gehen. Die 
fetten Jahre sind vorbei, in denen 
sie ihr Geld damit verdient haben, 
spritfressende Luxuskarossen für 
die Reichen in aller Welt zu bauen. 
Stattdessen braucht es kleine, günsti-
ge Elektromobile für die Konsumen-
tInnen in Deutschland und Europa, 
einen drastischen Ausbau des öffent-
lichen Verkehrs und mehr Raum für 
FußgängerInnen und RadfahrerIn-
nen.

Nach der Sommerpause wird das 
EP über die Ausrichtung der Agrar-
förderung des nächsten Jahrzehnts 
entscheiden. Hier braucht es den 
klaren Bruch mit der Politik der Ag-
rarindustrie, der Massentierhaltung 
und der schleichenden Zerstörung 
von Biodiversität. Diese Wende wird 
viel Geld kosten, weil wir die Bauern 
und Bäuerinnen nicht auf den Folgen 
jahrelanger falscher Politik sitzen las-
sen dürfen. Umso wichtiger ist es, den 
geplanten Irrsinn zu stoppen, Geld 
mit vollen Händen für den Status 
Quo und die Zerstörung der Umwelt 
herauszuwerfen.

Wer will, dass unsere Gesellschaft 
noch weiter handlungsfähig bleibt 
und nicht in einzelne Konflikt-
gruppen zerfällt, muss den sozialen 
Zusammenhalt sicherstellen. Dazu 
gehören sowohl Kindergrundsiche-
rung und Grundrente als auch ein 
Grundeinkommen und eine gerech-
tere Steuerpolitik.

Die Digitalisierung braucht kla-
re rechtliche Leitplanken und kann 
nicht in das Belieben von Konzern-
strategien gestellt werden. Dazu ge-
hört aber auch eine Politik, die die 
Meinungsfreiheit fördert und nicht 
bekämpft.

Dies sind nur einige wenige Bei-
spiele, die zeigen: Es ist Zeit zum 
Handeln – Ausbremsen, Zerrreden 
und Vertagen ist nicht mehr! 
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